Beilage zu Nr. 120 des Bremer Handelsblatte. 


Die Erhöhung der preußiſchen Maiſchſteuer. 


Eine der eigenthümlichſten Erſcheinungen, welche in Preußen hervor⸗ 
treten, iſt ohne Zweifel die Neigung der Geſetzgebung zu Maßregeln, welche 
den Landbau belaſten. 

Die Aufhebung der Grundſteuerfreiheit, die Erhöhung der Rübenſteuer, 
die Beſeitigung oder Ermäßigung von Zöllen auf landwirthſchaftliche Pro⸗ 
ukte, Entwürfe oder Thatſachen, welche im Principe gebilligt werden müſſen, 
ebenſowohl als das Beharren in Schutzzöllen, wie z. B. der auf Eiſen, 
hohe Beſteuerung des Salzes, des Wein. und Tabakbaues, Thatſachen, 
deren Princip nicht gerechtfertigt werden kann, die einen wie die anderen ſind 
der Landwirthſchaft ungünſtig, erſchwerend und bedrückend für dieſelbe. 
Die landwirthſchaftliche Production iſt auch die einzige, deren Früchte 
im inneren Verkehr einer Abgabe unterworfen ſind: der Mahl⸗ und Schlacht⸗ 
euer. 

Stellt man zuſammen, welche Beträge die Landwirth ſchaft in das 
preußiſche Budget bezahlt, ſo ergiebt ſich 


für Grundſteuer auf ländliche Grundſtücke 9,000,000 Thlr. 
„ Branntweinſte nee. 5,000,000 „ 
„ Braumalzſteu een *. . 1,180,000 „ 
„ Wein⸗ und Tabak bau 200,000 „ 
„ Mahlſte ue j —2—2** * 1,120,000 „ 
„ Schlachſſtener ne 1,300,000 „ 
„ Chauſſee gelder 8 000, „ 
Ü Salzſteners gering. Abe e SS 2,200,000 „ 


21,000,000 „ 


Die 40 Millionen Thaler andere Steuern und Monopole des preußi⸗ 
ſchen Staates werden ohne Zweifel zur größeren Hälfte ebenfalls von den 
Landleuten aufgebracht. 

Die oben berechneten 21 Millionen Thaler Abgaben ſind alſo ſolche, 
welche auf der Produktion oder den Produkten der Landwirthſchaft ausſchließ⸗ 
lich laſten, während die Landwirthe im übrigen mit den anderen Staatsbe⸗ 
wohnern die Koſten gleich tragen. 

Freilich wird eingewandt werden, daß jene 21 Millionen Thaler mit 
Ausnahme der Grundſteuer und Chauſſeeſteuer in die Kategorie der Ver⸗ 
zehrungsſteuernw fallen, mithin nicht von den Producenten, ſondern von den 
Conſumenten bezahlt erden. 

Wir laſſen es uns aber gefallen, wenn ſelbſt die Grundſteuer und jede 
Steuer als Conſumtionsſteuer bezeichnet werden will, denn in der That kann 
Niemand eine Steuer bezahlen als von einer Einnahme und dieſe Ein- 
nahme geht lediglich aus dem Verkaufe der Produkte oder Dienſte an die⸗ 
jenigen hervor, welche dieſelben genießen wollen. Die dirckteſte Steuer iſt 
eine indirekte, d. h. der Unterſchied zwiſchen beiden liegt nur in der Form, 
nicht im Weſen. Der Landwirth könnte die Grundſteuer nicht bezahlen, 
wenn die Getreidepreiſe nicht dieſelbe wieder einbrächten. . 

Die Steuern, wie man immer fie nennen mag, treten zwiſchen die Pro⸗ 
ducenten und Conſumenten, ſie verhindern die möglichſt wohlfeile Produk⸗ 
tion oder den möglichſt hohen Preis für dieſelbe, fie vermindern den Abſatz oder 
den Lohn. Eines kann ſo verderblich ſein, wie das andere; je größer der 
Abſatz, deſto leichter können die Preiſe billig geſtellt werden, und billige Preiſe 
einen genügenden Lohn enthalten, weil die große Erzeugung verhältnißmäßig 
weniger koſtet, als die kleine, je lohnender der Preis von Spiritus, defto 
eher können Grundſtücke urbar gemacht, urbare bebaut werden, um den Roh⸗ 
ſtoff zu erzeugen. 8 N 

Wenn die Mahlſteuer ein Drittel des Getreidepreiſes betragt, ſo kann 
mit derſelben Geldmenge nicht fo viel Brod verzehrt oder für das verzehrte 
Brod nicht fo viel bezahlt werden, als wenn die Mahlſteuer nicht beſtände. 

er nur einen Thaler hat, kann nicht 1% Thaler für Brod bezahlen, er 
muß weniger verzehren, um mit feinem Gelde auszureichen oder weniger für 
as Brod bezahlen, um dieſelbe Quantität kaufen zu konnen. 

Wenn man dies erwägt, wird man nicht umhin können, die oben an⸗ 
geführten Steuern als eine Laſt für die Landwirthſchaft zu bezeichnen, man 
wird eine ungleiche Vertheilung der Steuern in dieſer Belaſtung erkennen 
müſſen, wenn man berückſichtigt, daß andere Induſtrien oder deren Produkte 
ahnlichen Abgaben nicht unterworfen find. 2 5 

Um ſo Mögen iſt es, die Vermehrung der fee, vie NA 
19 eine Erhöhung ſolcher Steuern auf die landwirthſchaftliche Induſtrie 

ſtrebt zu ſehen. . 

Winde ein Gefeg erſcheinen, welches z. B. die inländiſche Baumwollen. 
weberei mit 10 Thaler vom Centner beſteuert, To würde dies freilich nicht 
Afteulich, aber als eine theilweiſe Ausgleichung des Schutzzolles auf inlan⸗ 
niche Baumwollwaaren und als eine Annäherung der Gleichheit in Beßeu 
ung der Induſtrien vertheidigt werden können, wenn auch die 1 

tig bliebe, daß in Preußen überhaupt neue Steuern auferlegt N 

achdem gegen Ende der lchten Kammerſeſſion der Finanzminiſter er 


19055 daß die Staatzeinnahmen einen Ueberſchuß über die Ausgaben ger\ 
währen. 

Außer dieſer Ueberraſchung haben jedoch mancherlei Bedenken Raum, 
wenn von der Regierung eine Erhöhung der Beſteuerung landwirthſchaft⸗ 
licher Induſtrie beantragt wird. Ein ſolcher Antrag iſt den preußiſchen 
Kamm ern in folgendem Geſetzentwurf vorgelegt worden: 

§. 1. Die Regierung wird ermächtigt, 1) die zuletzt mittelſt Erlaſſes 
vom 16. Juni 1838 (Geſetz Sammlung S. 358) in ihrem Betrage berich⸗ 
tigten Sätze der von der Bereitung des Branntweins aus Getreide oder an⸗ 
deren mehligen Stoffen zu entrichtenden Abgabe, und zwar a) den allge⸗ 
meinen Satz für jede zwanzig Quart der zur Einmaiſchung oder Gährung 
der Maiſche benutzten Gefäße und für jede Einmaiſchung von 2 Sgr. für 
die Zeit vom 1. Auguſt 1854 bis 31. Juli 1855 bis auf 2 Sgr. 6 Pf. 
und vom 1. Auguſt 1855 ab bis auf 3 Sgr., pp) den Saß für landwirth⸗ 
ſchaftliche Brennereien, welche nur vom 1. November bis 16. Mai, dieſen 
Tag mit eingerechnet, im Betriebe ſind, nur ſelbſt gewonnene Erzeugniſſe 
verwenden, und an einem Tage nicht über 900 Quart Bottichraum bemai⸗ 
ſchen, von 1 Sgr. 8 Pf. für 20 Quart Maiſchraum für die Zeit vom 1. 
Auguſt 1854 bis 31. Juli 1855 bis auf 2 Sgr. 3 Pf. und vom 1. Au⸗ 
guſt 1855 bis auf 2 Sgr. 6 Pf. zu erhöhen, und 2) die bei der Ausfuhr 
von Branntwein oder bei deſſen Verwendung zu gewerblichen Zwecken bisher 
gewährte Steuervergütung auch ferner in einem der Steuer entſprechenden 
Betrage zu bewilligen. 

Dieſer Geſetzentwurf wird von Seite der Finanzverwaltung nicht als 
eine Steuererhöhung, ſondern nur als eine verhältnißmäßige Gleichſtellung 
derſelben mit den Fortſchritten der Branntweinbrennerei bezeichnet. Durch 
Geſetz vom 8. Februar 1819 iſt nämlich eine Beſteuerung von 1 Ggr. 3 Pf. 
für jedes Quart Branntwein zu 50 o nach Tralles beabſichtigt und zu dieſem 
Zwecke auf 25 Quart Maiſche (einſchließlich / Steigeraum) die befagte 
Steuer gelegt worden. Zu gleichem Zwecke wurde 1838 unter der Annahme, 
daß nur 15% Quart Maiſche (einſchließlich / Steigeraum) ſchon 1 Quart 
Branntwein geben, die Steuer auf 2 Sgr. erhöht. Dieſe Steuerungsme- 
thode, heißt es jetzt, ergäbe nach Beobachtungen der Steuerbehörden gegen⸗ 
wärtig höchſtens 12 Pfennige vom Quart, was beweiſen würde, daß jetzt 
ſchon von etwa 71, Quart Bottichraum ein Quart Branntwein von 500 
gewonnen wird. 

Es iſt dies allerdings möglich und würde wahrſcheinlich ſchon ziemlich 
allgemein fein, wenn nicht der Fortſchritt dieſer Induſtrie durch die controlli⸗ 
renden Steuerbeamten und durch die vielfältigen Beſchränkungen des Betrie⸗ 
bes gehemmt würde. — Das preußiſche Finanzminiſterium hat den Kam⸗ 
mern auch eine Zuſammenſtellung vorgelegt, welche die Entwickelung der 
Branntweinbrennerei beſtätigen ſoll, indem nach „Ermittlungen der Steuer⸗ 
behörden! von einem Quart Branntwein Steuer bezahlt wurde: 


in der Provinz 1847 1848 1849 1850 1851 1852 
Oſt⸗ Preußen 6 8 8 8 8 8 Pf. 
Weſt⸗ Preußen 8 8 8 9 9 9 
Pommern 9 9 9 9, 10 9 
Frankfurt aD. Rgb. 8 = — — am 8 
Potsdam re = — 8 8 8%, 
Poſen meh. ee 7 ur — var 8% 8% 
Schleſie n 9 — — 2 8% 9 
Sachſenn . . 9 Nen ne N een 
Mefiphalen.....::.. 15 13½% 13% 13% 13% 13¼ 
Rhein⸗Provinzz 10 115, 11% 10% 10% 10% 


Es würde die Richtigkeit dieſer Angaben den Durſchſchnitt von 12 
Pfennigen noch als ziemlich hoch gegriffen erſcheinen laſſen; die Richtigkeit 
ſolcher Ermittlungen darf aber nicht zu hoch angeſchlagen werden, wie kürz⸗ 
lich erſt in dem krefflichen Buche Engels“) nachgewieſen wurde. Wäre fie 
aber auch unzweifelhaft, ſo würde ſie nur beweiſen, daß ſeit einer Reihe von 
Jahren (18471852) die Branntweinſteuer in ſich gleich geblieben fei, eine 
techniſche Umwälzung nicht etwa in neuerer Zeit ſtattgefunden habe und da⸗ 
her zu einer Erhöhung des Steuerſatzes hierin kein Grund liege. Wenn 
der Anlaß zu der Steuererhöhung darin geſucht werden will, daß man 1819 
einen höheren Satz beabſichtigte als jetzt erreicht wird, ſo bedarf es wohl 
kaum einer Widerlegung ſolcher Begründung, da Steuerfäge keine Glaubens⸗ 
Artikel und man 1819 vernünftigerweiſe nicht die Feſtſtellung eines Beſteue⸗ 
rungsſatzes für 1854 ſondern eine Einnahme bezweckte, auch ſeitdem die 
Regierung mit Recht ſich an die Steuerfäge von damals niemals gebunden 
hat, wenn die Finanznoth eine Erhöhung derſelben nothwendig machte. Das 
Finanzminiſterium weiſt jedoch auch nach, daß in den zur gemeinſchaftlichen 
Erhebung der Branntweinſteuer vereinigten Ländern dieſelbe folgende Reſul⸗ 
tate ergeben habe: 


*) Die Branntweinbrennerei Kin ihren Beziehungen zur Landwirthſchgſt, 
zur Steuer und zum öffentlichen Wohl. Dresden bei Kunze. 


* 


Betrag der Einnahme. 
(einſchließlich der Bonifikation für ausgeführten ꝛc. Branntwein.) 


22 a, b 0. d 
in Preußen. 
* (einſchließlich in denn 8 nr 
bei Preußen einrech⸗[in Sachfen. | in Thüringer, Zuſammen. 
nenden Ländern.) 
Kthlr. Rthlr. Kthlr. Rthlr. 


6,924,118 314,133 162,746 , 
1840 6,577,376 318,239 155,861 7,051,476 
1841 7,047,708 346,473 176,763 7,570,944 
1842 6,626,172 305,867 152,360 7,084,399 
1843 5,922,352 223,00 92,130 6,237,482 
1844| 6,468,504 294,972 100,129 6,803,705 
1845 5,881,513 333,416 119,421 6,334,350 
1846 5,380,435 273,129 91,225 5,744,789 
1847 4,543,341 248,248 73,199 4,864,788 
1848 5,773,492 330,501 95,634 6,199,627 
1849 5,969,684 378,414 102,746 6,450,844 
1850 5,871,833 350,373 90,443 6,312,149 
1851 5,55 7/676 259,999 67,042 5,894,717 


5,001,252 258,222 56,190 


Ertrag 
auf den Kopf 
von der Netto⸗ 


Bonifikation für 
ausgeführten ꝛc. 


Netto⸗Einnahme.] Bevölkerung. 


Branntwein. Einnahme. 
| 

Rthlr. Athlr. Kopfe. Sgr. Pf. 

1839 376,442 7,024,555 16,878,187°° | 12. | 58 
1840 205,666 6,845,810 16,878,187 12 2,0 
1841 541,657 7,029,287 17,791,388 11 10,2 
1842 519,669 6,564,730 17,937,139 10 11,8 
1843 104,354 6,133,128 17,937,573 10 3,1 
1844 369,937 6,493,768 18,526,338 10 6,2 
1845 443,228 5,891,122 18,527,137 9 6,5 
1846 542,463 5,202,326 18,528,255 8 5,1 
1847 295,336 4,569,452 19,293,510 F 1.3 
1848 304,684 5,894,943 19,293,510 9 2,0 
1849 551,641 5,899,203 19,293,991 9 2,1 
1850 400,589 5,911,560 19,583,672 9 0,7 
1851 362,644 5,532,073 19,583,672 8 5,7 
1852 310,906 5,004,758 19,609,495 7 7,9 
Das Finanzminiſterium ſagt freilich, daß eine Abnahme des 


Branntwein verbrauchs nicht ſtattgefunden zu haben ſcheine und die Abnahme 
des Steucrertrages nur der Vervollkommnung der Induſtrie zuzuſchreiben 
ſei. Engel berechnet aber in feinem vorerwähnten Buche, daß in Sachſen 
1840: 917 Kannen von jedem Kopfe conſumirt worden ſeien, 1851 aber 
nur Tg, Kannen, eine Veränderung die in Preußen jedenfalls als ähnlich 
angenommen werden darf. 

Um zu widerlegen, daß die Abnahme des Steuertrages mit einer Ab⸗ 
nahme des Conſums zuſammenhänge, weiſen die Vorlagen des Miniſteriums 
darauf hin, daß nach obiger Zuſammenſtellung die Verminderung ſchon vor 
den hohen Getreidepreiſen d. h. vor 1847 fällt. Dies erklärt ſich aber aus 
dem Vergleiche der Brennereiſtatiſtik von 1836 und 1846. 


Es war nämlich die Zahl der kleinen Brennereien 1836 1846 
welche niedrigere Steuer bezahlen 1,965 2,727 
der Brennereien welche die volle Steuer bezahlen 11,596 5,112 


woraus einfach hervorgeht, daß leichter kleine Brennereien bei dem kleinen 
Steuerſatz, als große bei dem vollen beſtehen können und daß die Steuer⸗ 
erhöhung vom Jahre 1838 einen großen nachtheiligen Einfluß übte, unge⸗ 
achtet der Zunahme des Steuerertrages in den erſten Jahren nach der Erhö⸗ 
hung. Die Zunahme fand ſtatt, weil die Producenten an eine Preisſteige⸗ 
rung glaubten, welche der Steuererhöhung folgen ſollte, die Abnahme fand 
ſtatt, weil der Conſum die Preiserhöhung verweigerte. 

Dieſe Verweigerung hoher Preiſe iſt ſelbſt denkbar wenn dieſe bezahlt 
werden. Der Branntweinſchenker zahlt nämlich den höheren Preis, aber da 
er gute Gründe hat nicht 7 Pfennige für das Glas zu fordern, welches er 
bisher zu 6 Pfennige verkaufte, ſo gießt er ſo viel Waſſer zu als nöthig iſt 
die Preisſteigerung auszugleichen. Es kann alſo der Menge nach ſo viel 
getrunken werden als bisher, aber demungeachtet wird weniger Branntwein 


gebraucht. 

Die Branntweinbrennerei verarbeitete folgende Mengen Rohſtoffe: 
Getreide Kartoffel Zuſammen Steuerbetrag 
Scheffel Scheffel Kartoffel auf Getreide Summa per. Scheffel 

reducirt Thlr. gr. 
1881 4,341,144 13,215,164 10,948,726 = — 
1836 4,347,436 15,066,034 11,880,453 — — 
1841, 3,529,876 19,232,096 13,245,924 5,894,948 13,4 
1840 3,722,459 19,893,131 13,671,964 5,899,203 13 
1848 3,444,302 21,768,487 14,328,545 7,029,287 14,7 
1849 2,660,043 19,074,654 12,197,370 5,202,326 13 


3 


wobei wir annehmen, daß 2 Scheffel Kartoffel ungefähr dieſelbe Menge Brannt⸗ 

wein geben als ein Scheffel Getreide. Von ſpäteren Jahren liegen uns die Zah⸗ 
len über die zur Brennerei verbrauchten Kartoffeln und Getreide nicht vor, 

aber die obigen beweiſen ſchon, daß ſeit 1841 wirklich eine Abnahme der 
Produktion ſtattgefunden hat, denn wenn auch mit Recht behauptet wird, 
daß aus dem beſteuerten Maiſchraum mehr als ſonſt gewonnen werde, fü 
liegt dies doch weniger daran, daß man den Rohſtoffen mehr Alkohol abzu⸗ 
gewinnen verſtehe, als daran, daß man weniger Maiſche d. h. dickere Maiſche 
daraus macht, weil dieſe nicht nach der Qualität, ſondern nach dem Raume, 
welchen ſie einnimmt, beſteuert wird. Allerdings hat auch der Steuerertrag 
per. Scheffel abgenommen, ein Scheffel Kartoffel iſt aber in Folge der Krank 
heit ſeit 1845 nicht mehr dieſelbe Größe wie damals. Wenn wir ferner be⸗ 
rechnen, welche Rohſtoff-Werthe die Branntweinbrennerei in obigen Jahren 
verarbeitet hat, und dabei die Durchſchnittspreiſe zu Grunde legenwelche für 

die ganze preußiſche Monarchie angegeben werden, und zwar bei Getreide die 
der Ger ſte als des Hauptmaterials, fo finden wir: 0 


Preis per Scheffel Werth obiger Mengen Zuſammen 
Gerſte Kartoffel Getreide Kartoffel 
in Silbergr. u. Pfennigen Thlr. Thlr. Thlr. 
1831 388 16, 5,571,135 7,378,466 12,949,601 
1836 2410 13, 3,593,880 6,654,831 10,248,711 
1841 291 13, 3,348,626 9,553,947 12,902,570 
1846 500 2110 5,098,416 13,860,915 18,959,331 
1848 32, 17, 3,919,198 11,058,455 14,977,659 
1849 2513 14, 3,215,799 9,117,685 12,333,484 


Dieſe Zahlen beweiſen, daß eine Verminderung der Produktion zwiſchen 
1841 und 1846 nothwendigerweiſe ſtattfinden muß te, da keine Induſtrit 
ihr Betriebs⸗Capital nach Belieben ausdehnen kann und ungeachtet der Ber 
ſchränkung der Produktion die Vertheurung der Rohprodukte 1846 und ſelbſt 
noch 1848 ein höheres Capital als ſrüher erforderte, eine Thatſache, die ohne 
Zweifel noch mehr für die letzten Jahre gilt, wo die Getreide- und Kartoffel 
preiſe nahezu ſo hoch wie 1846/47 geſtiegen ſind. 

Indem die Regierung ſagt, daß vor 1846/47 keine Theurung der Kar 
toffel und Getreide vorhanden war, welche eine Verminderung der Produl⸗ 
tion veranlaſſen konnte, ſtellt ſie in der That dreierlei Theſen auf: 

1. Daß die Vertheurung der Produktionskoſten die 
Produktion vermindere, denn ſonſt könnte nicht angenommen werden, 
daß ohne ſolche Vertheuerung die Beſteuerung denſelben Ertrag liefern müffe 
2. Daß die Conſumtion ſich mit den ſteigenden Prei- 
fen vermindere, denn wie könnte ſonſt die Abnahme der Produktion 
durch ſteigende Preiſe erklärlich ſein? 

3. Daß der Preis nicht durch die Koſten der Produktion 
ſondern durch die Nachfrage beſtimmt werde, denn wenn den 
Preis einen Vortheil über die Produktionskoſten übrig laſſen würde und die 
Nachfrage bereit wäre, dieſe Preiſe zu bezahlen, fo wäre kein Grurd vorhan“ 
den, daß ſich die Produktion vermindere. 

Es find dies Alles einfache natürliche Säßze. 
raſchen in der Regierungsvorlage zu leſen: 

„daß erfahrungsmäßig der Preis einer Waare hauptſächlich durch di 
Produk tionskoſten beſtimmt werden — 
was total falſch iſt, da ſonſt Orangen, welche in unſern Glashäuſern mit 
deſtens 1 Thaler das Stück Produktionskoſten veranlaffen, nicht zu 1 Sil“ 
bergroſchen auf dem Markte zu haben wären und kein Bergwerk wegen nie 
drigen Eiſenpreiſen müſſig liegen würde. 5 

Es muß aber noch mehr überraſchen, daß nach Erkenntniß jener volks⸗ 
wirthſchaftlichen Wahrheiten eine höhere Steuer beantragt wird, da eingeſtan⸗ 
dener Maßen ihre nächſte Folge eine Verminderung des Verbrauches und der 
Steuereinnahme ſein wird. 

Man beruft ſich freilich darauf, daß der Steuerſatz in Holland 31), Ser. 
in Frankreich ohne die Octrois 2 Sgr. bis 2 Sgr. 1 Pf., in England ohne 
Malzſteuer 17 Sgr., in Schottland 10 Sgr., in in Irland 71/2 Sgr., in 
Belgien ohne die Communalzuſchläge 2 Sgr. 9 Pf. ſei. 

Es iſt dabei aber überſehen, daß die meiſten diefer Staaten einen 96, 
heren Finanzzoll als der Zollverein bei der Einfuhr erheben, oder dieſe gan 
verbieten, daß der Werth des Geldes in jenen Ländern cin verſchiedener, na 
mentlich der Lohn der Branntwein trinkenden Klaſſe dort ein höherer ift, und 
daß in keinem dieſer Länder der Ertrag der Branntweinſteuer im Veiglei 
zu der Geſammtſumme der Staatsſteuern mehr ergibt wie in Preußen. 

In dem vereinigten Königreich England ſelbſt trägt die Spiritusſteuel 
nur 6 Millionen Pfd. Sterl. oder circa 11 pCt. des Rein ertrages allet 
Steuern, während fie in Preußen 8 ½ pCt. ſchon von dem Brukto ertrag 
der Geſammtſleuern ausmacht. In Frankreich trägt die Branntweinſteucl 
noch nicht 1 pCt. zu den Staatseinnahmen und nur etwa ½ Francs pet 
Kopf bei. 

Es erſcheinen daher die Gründe, welche der preußiſche Finanzminiſter fÜl 
eine Erhöhung der Branntweinſteuer anführt, keineswegs genügend. Es ſcheint 
vielmehr, daß wenn ſelbſt eine Finanzverlegenheit vorhanden und eine nähert 
Begründung der Steuervermehrung daher überflüſſig wäre, die Branntwein“ 
ſteuer d. h. die Belaſtung landwirthſchaftlicher Produkte, nicht gerade die‘ 
nige ſein würde, deren Vermehrung ſich zunächſt anempfehlen würde. 

Schon unter der beſtehenden Steuerlaſt entwickelt ſich der preußiſcht 
Landbau nur langſam und bei dieſer Entwicklung war vielleicht die Brannt“ 


Umſomehr muß über 


un 0 a  ı DE no 


weinbrennerei ein vorzüglicher Hebel, denn fie machte es vortheilhaft, Boden 
unter den Pflug zu bringen, der wegen Mangel an Abfag für die Früchte 
und wegen Mangel an Dünger nicht beſtellt worden wäre. Die Brannt⸗ 
weinbrennerei verwandelte die Früchte in einen Handelsartikel und ihre Rück⸗ 
ſtande gaben das Mittel zur Viehmaſtung, welche dagegen den nöthigen 
ung lieferte, 

Dieſe Vortheile gehen verloren oder werden vermindert durch jede Maß⸗ 

regel, welche die preußiſche Brennerei beeinträchtigt. Die Beeinträchtigung 


münztes Gold und Silber inbegriffen. 


Bei der Einfuhr find 392,281 P., bei der Ausfuhr 21,433 P. * 


Der Jollertrag war: 
Einfuhr 

1851 975,000. 2 

1852 


1, 138,315.56 8,101.82 


Tonnen⸗, Anker⸗, 
Ausfuhr Haſengelder ıc, Total 
289.66 94,129.02 1/069,418.68 
112,756.31 1,209,173.69 


Die Zahl der Schiffe und ihr Tonnengehalt war: 


wird auch auf die Ausfuhr des preußiſchen Spriks zurückwirken, denn wel⸗ Eingelaufen Ausgelaufen 
en Antheil immer an dieſer Ausfuhr die hohe Rückſteuer haben mag, die Schiffe Tonnen Schiffe Tonnen 
öße und Ausbildung der Induſtrie iſt ihr Hauptimpuls. 1851 1324 160,586 ½ 1209 154,042 % 
— — 1852 1452 175,836 ¼ 1352 168,766 
g Der Handel von Porto⸗Rico. Die Ausfuhr der wichtigſten Produkte der Inſel war 
Dieſe Inſel, in ihrer Fruchtbarkeit und in ihren Inſtitutionen Cuba 1852 1851 
Aemlich ähnlich, zählt etwa 400,000 Einwohner, von welchen der zehnte Rum Bocoyes 113% 347%/ 
Theil Sclaven find. Der Umfang iſt gegen 550,000 engl. Acres und von Baumwolle r 318,792 366,581 
dieſen vielleicht der vierte Theil unter Anbau. Zucker „ 93,631,396 118,416,304 
Dieſen kleinen Ziffern gegenüber ſcheinen diejenigen überraſchend, welche Kaffee „ 11,370,763 12,111,971 
der amtliche Bericht über den Handel der Inſel im Jahre 1852 uns vor⸗ Leder 55 508.820 632,706 
führt. Zum Verſtändniß muß vorausgeſchickt werden, daß hier wie in Cuba Melaſſe Bocoyes 45.977 31.960 
das ſcheußlichſte Differentialzollſyſtem herrſcht, d. h. die Einfuhr ſpaniſcher Tabak x 5,565 739 6,478,084 
rodukte einen niedrigeren Zoll bezahlt als die fremder Produkte, und jede “ . 
Einfuhr oder Ausfuhr unter ſpaniſcher Flagge geringer beſteuert iſt als un: Es warrn nach den Flaggen 
. Mae, Te g u 2 N Se uf 
ie Totaleinfuhr einſchließlich 396 i t ig: ahl der Schiffe Tonnengehalt Zahl der Schiffe Tonnengeha 
ſchließlich 396,192 Peſos ins r BE Sanitär... Aline ff e 5 Ba, 
Nationaler Herkunft unter ſpaniſcher Flagge 2,030,943-53 e 1 300 5 = 2857 i 
desgl. „ fremder m 3.50 Däniſche 31 4712¼ 26 3,711 
fremder Herkunft „ ſpaniſcher „ 2,122, 784.82 Dominttanifche..... 3 215"), 3 215%, 
desgl. „fremder ” 2,144,663.80 Franzöſiſche 91 8,1713, 90 8, 2% 
1852 6,298,395.65 gen. 12, 718 5 7¹⁰ 
f 1851 6,073,870.02 Hollaͤndiſche 12 718 12 718 
Die Ausfuhr betrug 4,652,339 P. einſchließlich 226,512 P. von dem Englifhe.. ...-... 239 29,94% 240 29,769 ¼ 
Entrepot, nämlich: Oldenburgiſche 8 1,762½ 8 1,7021, 
Spaniſcher Handel unter nationaler Flagge 409,618.76 Sardiſche 15 1,015% 5 1,0227 
r ; 8 chwediſche end 8 10 5 910 
fremder 1 „ ſpaniſcher 349,718.84 S . 8 495 5 528 
„ 2 „ fremder „ 3,893,002.28 Venezuelaniſche. Be 5 212 5 N” 
1852 4,652,330.88 2 176 äh 5 1 
1851 5,761,974. 93 
Der Werth des Handels und ſeine Richtung betrug 
Einfuhren von 
Spanien u. Cuba. Philipi⸗ d. fremden Verein. Oeſter⸗ Bremen u. Sardi⸗ Düne Frank⸗ Holland. Eng⸗ Venezuela. Canada. Total 
„Flagge. Naebeninſeln. nen. Antillen. Staaten. reich. Hamburg. nien. mark. reich. land. 
Spanische 1,856,297 16,340 14,307 1,589,261 33,990 6,963 117,647 — — 13,400 87135 274,39 — 4,153,728 
Amerikanſſche — — — 154,601 971,802 — = — — — — — 1,126,404 
Dremiſche — — — — 35,425 — 48,475 — — — — = = = 83,899 
Pänifhe.......... Bu € a 49,313 22,099 — 7,682 — — — — — gg 79,194 
Domintkanifche..... —— 2 — 1305 — — — — — — — — — — 1,306 
ranzoſiſche = — —— 142,412 — — = — — 21,558 — = — — 163,970 
Hamburger — sh . 19,595 Eu — — = — — — — — 19,595 
Hannoverſche — — — — 846 — — — — — — — — — 846 
Solländifhe....... _— u — 7,646 — — = * — po 7 u — SR vn 
Engliſche = 3 — 63,127 109,022 — — — — — — 152.861 — 306,309 631,822 
Oldenburgiſche 7 — = = > — HET — — — 1,575 — * 11,245 
Sardiſche oe pp == — 666 — 2 — n 2,255, 1 — — — 75 2,931 
Schwediſche — es 4 — nd. = — — 57 _ > 5,895 — f 5,895 
Venezuelaniſche u N n 6,332 u — — — — — — — 0811 — 10,413 
1852 Total: 1,859,297 160,343 14,307 2,034,259 1,173,184 6,593 188474 2,5 — 34958 — 247,456 278,580 306,309 6,298,395 
1851 „1.29616 245,10! — 1,958,480 1,187,847 — 41,229 1,760 — 42,510 — 282,971 750,599 268,756 6,073,870 
Ausfuhren nach n 
Spaniſche 322,984 86,635 — 272,753 — 51,933 34,280 70,3432 — 39,995 — 68,979 1,562 9,885 759,338 
Amerikaniſche..  — — — 3,338 2,043,233 — — = — — 5 — 20,046,575 
Bremiſche — — — — — 76,851 — — — — 116,135 * * 192,986 
Dänifche . 2 — — 2,452 38674 — 28,706 — 46,301 — 9,254 26,092 — — 151,480 
Dominikaniſche — — — 913 2 — — 25 — 155 5 — — 9. a 
Srangöfifche......- — — — 187,175 — — — — — 22,708 — 4 0 425. 
Hamburgifche * Ya — 5 — — 132874 — 10 E. — 24,420 I 5 157,2 
Hannoverſche — 2 a — — — 14,838 — — — 20,552 — — 35.387 
olländiſhe 2 = = 1,435 5,223 — — — — = 4,754 — — — 11,412 
Mile... — — 23,518 372016 — 13827 - = - 89,155 — 186,529 Es 
denburgiſche. We. = Ye — — * * 4,930 en u. - = 54,923 — — 5 
— ur | > 2 * 9 T Im FL Tz 1 
ardiſche = — * = . = L * — = — 16,727 = = 16,727 
Vene . * je 4,096 — — — — — — — 2,15 — 6,255 
elaniſche. — — 77 ' En a 45 ; 4,652,339 
> — 25682 2,459,151 51,933 310,804 159,426 46,301 272,703 14,008 432,588 3,711 186,414 4,652, 
1851 BR 839 202 23 0˙8 — 308.617 2518802 67,505 440231 17014 — 83356 — 1,253,329 3,176 352492 5,761,97% 


Es geht hieraus hervor, daß, aller Differentialzolle ungeachtet, die fpa- 
niſche Flagge 1125 den dritten Theil der Schiffszahl, kaum den vierten Theil 
er Tonnenzahl zu dem Verkehre von Portorico liefert und daß ſie von der 
infuhr allerdings 63 pCt., von der Ausfuhr aber uur 14 pCt. vermittelt, 


o daß der Geſammtverkehr 
durch ſpaniſche Flagge 4,913,066 Peſos 
„ die fremden „ 6,037,669 „ betragt. 
Bemerkenswerth iſt der Antheil der deutſchen Flaggen. 


hi Es war näm⸗ 
ich betheiligt: 


Flagge 
Bremiſche 24 
Hamburgiſche 12 


Hannoveriſche 3 
Oldenburgiſche 8 


Schiffzahl Tonnengehalt. aus Deutſchld. 
4703 


bei der Einfuhr 


Werth Peſos. 
48,475 


9670 


aus fremden Total. 


Ländern 
35425 83,900 
19,565 19,565 
847 847 
1575 11,245 


e 910772 
357,412 115,557 


47 


58,145 


bei der Ausfuhr 


e —Schiffzahl Tonnengehalt. nach Deutfchld.*) nachfremden Total. 
Blase Site ae Werth Peſos. ö Ländern. 
Bremiſche 24 4587 76,851 116,136 192,987 
Hamburgische 12 2325 132,874 24,420 157,294 
Haunoveriſche 3 710 14,835 20,552 35,387 
Oldenburgiſche 8 1762 4,930 54,922 59,852 
47 9384 229,490 216,030 445,520 


Die direkte Geſamuteinfuhr aus Deutſchland und Oeſterreich betrug 
190,438 Peſos, wovon, wie oben gezeigt 58,145 durch deutſche Schiffe, 
und die direkte Geſammtausfuhr 362,736 Peſos, wovon, wie oben gezeigt 
229,490 durch deutſche Schiffe. 


Bankweſeu. 
Defterreichifche Nationalbank. 

Wien. Der Vortrag, welchen der Bankgouverneur am 9, Januar 
über den Geſchäftsgang der öſterr. Nationalbank im vorigen Jahre gehalten 
hat, ſagt ſich ſelbſt viel Schmeichelhaftes über die Thätigkeit dieſes Inſtituts 
und hebt namentlich hervor, wie ſehr ſie dem Handel und der Induſtrie 


Ueberſicht der Geſchäfte der Oeſterreichiſchen Nationalbank von 1845/53. 


1845 1846 1847 

Diskontirte Effekten Zahl 57,422 73,618 80,507 
trag fl. 212,955,682 267,613,513 368,886,992 

worunter Staatsanweiſungen ... 80,000,000 2 7 
ieee 7. Stuck 63,216 72,501 80,113 
Betrag fl. 202,868,829 258,407,035 341,256,054 
In Prag diskontitt........... Stück — — 4,367 
Betrag fl. — — 3,320,606 
Desgl. eingegangen. Stück — = 3,201 
Betrag fl. — — 2,526,973 
Leihgeſchäft. Werth der Pfänder. 119,715,830 164,664,425 110,979,786 

Vorſchuß auf obige Pfander gegeben = 86,798,800 144,301,800 67,897,700 

Zurückgegebene Pfänder. 116,261,964 141,296,382 115,816,863 

Zurückgegebene Vorſchliſſe.. „ 72,988,200 343,302,000 72,319,900 
Depoſiten zur Aufbewahrung. 

Werth am Jahresſchlu ß 77,719,241 76,165,375 76,421,425 
e Einnahme. 5 416,750 386,925 „550 

aſſe. Eingelbſ ttt. .. Mill ⸗ 903 919 1,119 

ET Se. De et Ber 894 921 1,125 
Anweiſungsgeſchäft. 

Betrag d. ausgeſtellt. Anweiſungen⸗ — 62,436,359 65,264,413 
Giro⸗Geſchäft. Umſatz . 197,724,073 195,195,512 184,166,743 
Gewinn⸗ Ertrag 5 3,644,712 4,217,733 4,477,470 
Regie⸗Unkoſten ER z 426,373 410,653 454,008 
Als Aktien⸗Dividende vertheillt = 72 83 88 
In den Reſervefon dd E — 16,190 22,822 

) In Peſth 1851 1852 
Zahl der diskontirten Wechſel 270 3,075 
Betrag 986,772 7,593,196 


) 1848. Silberbezugſpeſen 1,984,755, fl. 

s) 1850. Einfehnent 105,460 Einkommenſteuer und ausſchließlich von 
808,603 fl. Zinſen auf Staatspapiergeld. i 

2) Einſchließlich Brünn, Peſth, Trieſt, Lemberg, Linz. 

Die patriotiſche Aufopferung der Kaiſerl. Oeſterr. Nationalbank geht 
ſchon einigermaßen aus der Dividende von 83 Gulden hervor, welche auf 
die Actien von 600 Gulden Nominalwerth vertheilt wird. Die urſprüngliche 
Einlage, welche auf dieſe Actien geleiſtet wurde, beſtand bekanntlich in 1000 
Gulden Wiener Währung Papier, welche damals 340ſtand, alſo in 294 Guld. 
Papier und außerdem 100 Gulden Geld, zuſammen alſo 394 Gulden; die 
diesjährige Dividende beträgt demnach 22 bis 23 Procent der urſprünglichen 
Einlage. Die Geſammtſumme der ſeit Beſtehen der Bank vertheilten Di⸗ 
videnden beläuft ſich auf 2402 Gulden per Actie. Die Geſammtſumme der 
ſeit 1848 d. h. ſeit der Inſolvenz vertheilten Dividenden beläuft ſich auf 
398 Gulden per Actie oder ca. 20 Millionen Gulden Geſammtbetrag, Be⸗ 
weis genug, wie das in der viel verſchrienen amerikaniſchen Republik befte- 
hende Geſetz, daß inſolvente Banken keine Dividenden vertheilen dürfen, auch 
den Stand der Kaiſerlich privileg. Nationalbank bedeutend ehrenwerther ge⸗ 
macht haben würde. 

Das volle Maß der Nützlichheit dieſes Inſtituts zu erkennen empfehlen 
wir übrigens die Thatſache, daß im Durchſchnitt des Jahres 

ca. 36 Millionen Gulden Disconti 
ca. 24 " „ auf Pfänder 


zufanınıen 60 Millionen Gulden von ihm dem Handel und der 
Induſtrie geliehen worden find, infofern unter den Disconti keine Staatsan⸗ 
weiſungen waren. Für dieſen Dienſt genoß das Inſtitut 6 Millionen Gul⸗ 
den Erträgniſſe und den unverzinslichen Gebrauch von 200 Millionen Gulden 
uneinlösbarer Noten, deren einer Theil mit zu obigen Gefchäften, deren an⸗ 
derer Theil aber zu verzinslichen Anleihen an den Staat verwandt iſt, welche 
zu obigem Erträgniß 1,173,000 Gulden lieferten. 
Der Banknotenumlauf hat ſich 1853 von 194,943,256 Gulden auf 


*) Hamburg und Bremen. 


genützt habe, indem ſie die durch die neue Bank⸗Aktien⸗Ausgabe erworbenen 
Mittel zur Vermehrung der Discontogeſchäfte verwendet habe. Wir, die wir jeden 
Tag Dutzende von unbezahlten Wechſeln, reſp. Banknoten des ehren werthen 
Inſtituts in unſerem Portefeuille vorfinden, hätten vorgezogen zu erfahren, 
auf welche Weiſe wir zu unſerm Gelde gelangen werden. Bekanntli 
wurde uns ſeit lange die Ausgabe der neuen Bankactien als eine der Maß 
regeln in Ausſicht geſtellt, durch welche wir bezahlt werden ſollen. Die 
Vermehrung der Bankfonds wurde ſtets als der Schlüſſel zu den Pforlen 
bezeichnet, aus welchen der Löwe hervorſpringen werde, der die Inſolvenz 
auffreſſen fol. Die Dividendenbegier der Bankverwaltung und der Actionair 
ſcheint aber den Appetit des Königs aller Thiere zu übertreffen. Mit wah 
rer Rührung erklärt uns der Jahresbericht, daß der Schuldner ſich ſeh 
wohl befinde, daß er mit dem Gelde der Gläubiger ſehr viel verdiene und 
den Verdienſt auch regelmäßig verzehre. Er weiſ't letzteres auf Gulden und 
Kreuzer durch die Dividendenvertheilung nach. Uns Gläubigern bleibt nicht 
übrig, als über die eigene Unbeſcheidenheit, daß wir mehr verlangen, I 
erröthen. } 
Zur Beurtheilung der über den Geſchäftsbetrieb veröffentlichen Zahle 
entlehnen wir aus Hübners „Banken“ diejenigen der Vorjahre ſeit 1845 
und finden dann: | 


1848 1849 1850 1851 1852 3 
53,069 31,252 58,634 76,360 87,351 133,021 
eee 327,524,294 * ec e 16270557 221,848,626) 

? £ 2 | 
61,225 28,440 52,548 71,937 86,33 122,297 
349,351,720 53,139,439 345,704,660 348,029,140 231,388,666 204,755,402 
5,264 5,540 8,145 7,976 ö 12,861 
4,359,368 3,250,043 5,854,889 5,583,049 8,950,290 1,008,667 
3,652 5,177 7,327 8 11,078 12,910 
4,544,651 3,083,452 5,321,609 5,746,801 8,123,136 10,053,689 
146,171,900 144,595,945 172,629,372 140,263,206 134,583,745 192,634,687 
61,879,900 64,313,900 82,268,300 79,487,400 76,113,600 107,750,500 
129,158,916 147,192,786 164,171,918 53,906,241 130,352,655 182,328,675 
57,705,900 64,427,500 81,502,800 74,434,200 63,400,700 101,65 2,00 
87,308,840 89,611,716 99,027,876 90,216,648 93,245,428 85,764,908 
469,050 239,150 376,975 168,850 ? 30,600 
1,135 1,506 1,184 1,601 1,172 1,275 
1,199 1,489 1,188 1,564 1,183 1,153 
63,018,543 397,499,754 46,895,570 55,857,092 79,927,090 84,985,537 
124,238,306 47,769,214 86,876,002 114,945,601 191,406,338 236,043,698 
4,126,101 5,543,470 2,163,465 7,324,464 4,446,212 6,053,443 
2,606,714) 2,512,583) 1,014,063) 2,69 1,9302) 1,194, 27360) 1.851900 
65 70 65 65 70 83 

76,139 623,619 2,136,028 1,342,168 902,742 nichts 

2) 1851. Hier iſt der Zinſen⸗Nachlaß von 1,392,589 


fl. auf verzinsliches Staatspapiergeld, 354,995 fl. Vortrag 
und 205,776 fl. Einkommenſteuer inbegriffen. 
) 1849. Einſchließlich Silberbezugſpeſen 1,255,438 fl. und 400,000 fl. 
ſchreibung am Bankgebäude. N f 
1852. Einſchließlich Einkommenſteuer 206,645 fl., Abſchreibung vol 
Bankrealitäten 94,921 fl. 
188,309,217 Gulden alſo nm 6,634,039 Gulden vermindert, der Münz 
ſtand von 43,247,366 Gulden auf 44,881,334 Gulden alſo um 1,633,96 
Gulden vermehrt, das Verhättniß alſo um 8,268,007 Gulden verbeffetl 
Dagegen empfing die Bank 8,949,589 Gulden Tilgung von Staatsſchul⸗ 
den und ca. 24 Millionen Gulden Einzahlung auf die Actien, zuſamme 
ca. 24 Millionen, welche nach öffentlichem Verſprechen zur Verbeſſerung del 
Valuta hätten benutzt werden ſollen !!! 


Die Landes⸗Creditanſtalt in Gotha. 

(Correſpondenz aus Thüringen.) 4 

Im Herzogthum Gotha iſt mit dem Anfange diefes Jahres eine Lal“ 

des⸗Creditanſtalt ins Leben getreten, die [hen 1846 projectirt war, durch DIE 

Ereigniſſe des Jahres 1848 einſtweilen zurückgeſtellt, und bei Berathung de 
Ablöſungsgeſetzes von dem Landtage wieder in Anrege gebracht wurde. 

Die wohl fundirte Anſtalt — der Staat haftet mit feinem ganzen 
Vermögen für alle Verbindlichkeiten derſelben — ſoll die Möglicheit gewah⸗ 
ren, Capitale gegen eine angemeſſene Verzinſung ſicher anzulegen, und Dal“ 
lehnſuchern Gelegenheit verſchaffen, das erforderliche baare Capital, gegel 
Beſtellung der nöthigen Sicherheit und Bezahlung angemeſſener Zinſen 
wie Abträge, aufzunehmen. Darlehen unter 100 Thalern werden weder an 
genommen noch gewährt; auch iſt die Anſtalt nicht verpflichtet, Darlehen z 
geben, hat jedoch Darlehnsgeſuche, welche zum Zweck der Ablöſung vol 
Grundlaſten an ſie geſtellt werden, vorzugsweiſe zu berückſichtigen. Die zul 
Ausleihung von Capitalien erforderlichen Mittel erhält die Anſtalt aus del 
verfügbaren Caſſevorräthen der Staatscaſſe und durch Erborgung von Ca' 
pitalien von Privatperſonen und Körperſchaften. Ausgeliehen werden Cap 
talien nur gegen Verpfändung von Immobilien im Herzogthum Gotha un 
gegen unterpfändliche Einlegung inländiſcher Staatsſchuldſcheine und Renten“ 
briefe, an Bewohner und Körperſchaften des genannten Herzogthums. PD! 


Schuldverſchreibungen werden auf den Namen des Darleihers ausgeſtellt; 
von den bei der Anſtalt gemachten Darlehen, die mit Beobachtung der ver⸗ 
abredeten Kündigungsfriſt zu jeder Zeit gekündigt werden können, ohne daß 
le Anſtalt verpflichtet wäre, einen Grund der Kündigung anzugeben, wird 
6 Beitrag zur Beſtreitung des Aufwandes für die Verwaltung der An⸗ 
alt höchſtens / pCt. des Capitales erhoben; ferner die vertragsmäßigen 
ber Sh und außerdem noch mindeſtens ½ pCt. zur allmähligen Tilgung 
uld. 

Dieſe engbegrenzte, für ein kleines Territorium beſtimimte Creditanſtalt, 
deren ähnliche ja faſt überall ſchon lange beſtehen, bietet nur zwei bemer⸗ 
kenswerthe Seiten, von denen die eine getadelt werden kann, die andere ge⸗ 
billigt werden muß. 

I. Es iſt eine Staatsanſtalt; ähnliche Staatsanſtalten beſtehen z. B. 
in Altenburg, Kurheſſen und in Meiningen. Im Princip läßt ſich darüber 
ſtreiten, ob diefe Eigenſchaft hätte gewählt werden müſſen und ob es nicht 
vorzuziehen wäre, den Staat von den Verwaltungskoſten und den mit der 

usleihung kleiner Capitalien häufig verbundenen Verluſten zu befreien, da⸗ 
gen aber den Beſtrebungen und der Concurrenz von Privaten die Einrich⸗ 
tung der gemeinnützigen Anſtalt zu überlaſſen, wie deren in andern Ländern 
unter den Namen von Creditvereinen nicht ſelten durch private Kräfte her 


vorgerufen worden und der Natur der Sache nach größerer Beweglichkeit 


2 


- 


fundirt. 


f Leſc 


ausgedehnter Weiſe vermehrt. 
| land zufolge des Preußiſchen Staatsanzeigers — 


ſich erfreuen, als Staatsanſtalten. Allein die beſchränkten Verhältniſſe der 
kleinen deulſchen Staaten machen faſt in allen und jeden Beziehungen, und 
fo auch in der hier vorliegenden, ein Einſchreiten und ein Zuhelfen von 
Seiten der Staatsregierung nothwendig, wenn überhaupt etwas derartiges zu 
Stande kommen ſoll; bei der faſt ins Unendliche gehenden Parcellirung und 
Zerſplitterung des Grundbeſitzes in Mitteldeutſchland fehlt es an größeren 
Grundbeſtzern, welche die Kraft haben, auf eigne Hand und Gefahr ſolche 
Creditanſtalten zu gründen; fie unterbleiben daher, wenn nicht der Staat 
ſelbſt in feiner Totalität ſie ſtiftet. 2. Das Lobenswerthe beſteht darin, daß 
die Creditanſtalt nicht mit einem Bankgeſchäft in Verbindung gebracht wor⸗ 
den iſt. Die moderne Bankmanie hatte ſich auch in Gotha eingefunden, doch 
iſt der Plan wenigſtens vertagt, und eine Vereinigung beider Inſtitute ſchien 
wegen der principiellen Verſchiedenheit nicht rathſam. Bei einer Creditan⸗ 
ſtalt ſoll mit dem Grundbeſitze die Stabilität des Capitals, bei einer vorzüg⸗ 
lich dem kaufmänniſchen Verkehr dienenden Bank dagegen die Beweglichkeit 
des Capitals vo rherrſchend fein, 

Wir ſtellen die in neuſter Zeit hevorgetretene Luſt, in den kleinen 
Staaten eine Anzahl kleiner Banken anzulegen, mit der Befugniß Papier⸗ 
geld auszugeben, in die Kategorie der volkswirthſchaftlichen Krankheiten. 
Einlösbares Papiergeld hat als Mittel der Verkehrserleichterung unleugbar 
ſeinen Werth; die Frage bleibt aber noch ſehr unentſchieden, ob das Pa⸗ 
piergeld ſtets einlösbar ſein wird, ob nicht große Gefahren und Verluſte für 
Privaten entſtehen, die für Intereſſen des Handels ſich erheben können, 
wenn den Zwergbanken unbedingtes Vertrauen geſchenkt worden iſt, ob 
nicht die Errichtung der kleinen Banken meiſt nur dem Zwecke dient, durch 
Agiotage Einzelne zu bereichern und nachher die Sache ihrem Geſchicke zu 
über aſſen. Die Maſſe der Banken und des Papiergeldes hat ſich in ſehr 
Es waren und find vorhanden in Deutſch⸗ 


im Jahre 1846 
Banknoten 138,0 14,000 Thlr. 
Papiergeld 3 1,485,000 „ 

169,499,000 Thlr. 343,098,000 Thlr. 

In Deutſchland und Oeſterreich iſt ſonach in ſechs Jahren eine Ver⸗ 
mehrung von 173 Millionen Thlr., in Deutſchland ohne Oeſterreich von 
53 Millionen Thlr. eingetreten. Dennoch wollen wir in Uebereinſtimmung 
mit ſachkundigen Schriftſtellern zugeben, daß die Maſſe von Banknoten und 
Papiergeld noch nicht dem Verhältniſſe entſpricht, welches der erweiterte Ver⸗ 
ehr in Anſpruch nimmt. — Allein die Art und Weiſe, wie gegenwärtig 
die Vermehrung des Papiergeldes beabsichtigt und ausgeführt wird, entbehrt 
Ber geſſcherten Regelung und Grundlage. Wie Pilze wachſen die Klein⸗ 
anken empor, dem Anſchein nach und in dem papiernen Statut wohl- 
Werden ſie ſich halten und die Anforderungen befriedigen können, 


im Jahre 1853 
Banknoten 170,371,000 Thlr. 
Papiergeld 172,727,000 „ 


welche die Gläubiger zu machen berechtigt und veranlaßt ſein können, 
wenn eine allgemeine Calamität, ein europäiſcher Krieg ausbricht, den die 


Umſtände zur Zeit als wahrſcheinli Hinftellen? Wir denken hier nicht an 
die Feamtkuret Bank, an 5 Epi das Haus Rolhſchild ſich geſtellt hat, 
nicht aus Neigung für dieſe ſ. g. Frankfurter Localpoſſe, ſondern um das 
* bleiben, was es längſt war, der Hauptbankier in Frankfurt und auf allen 
gen Plätzen. Ein Haus mit fo coloſſaler Geldmacht, daß es für fein 
äft wenigſtens 50 Mill. Thlr. zur Dispofition hat, wird bei allen Un- 
Men im Stande ſich befinden, allen ſeinen Verpflichtungen zu genügen. Bei 
underen Banken der neueſten Zeit dürfte ſich dies bezweifeln laſſen. So 
Marschen uns ausgemacht, daß auch in den Anlagen von Banken der 
N ngel eines allgemeinen deutſchen Organs ſich ſehr fühlbar A ee 
5 10 in alle Verkehrsverhältniſſe tief eingreifende Angelegenheit in die Han 
8 lange ſolches fehlt, iſt es dankenswerth, daß die preußiſche 

*) Eine genaue Zuſammenſtellung nach den einzelnen Ländern hat Herr 


d. Hüdner im vorigen Jahre in feinen „Nachrichten“ Nr. 19 verb 15 
e . 
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Regierung auf ein Verbot“) des fremden Papiergeldes ihre Aufmerkſamkeit 
hinlenkt; noch mehr Anerkennung würde es verdienen, wenn die preußiſche 
Bank ſich für Deutſchland als Führer aufſtellte, um ſowohl in Preußen als 
in anderen deutſchen Staaten Filialbanken anzulegen. 


Grundſätze führen, es ſoll alſo die Geſchichte des preußiſchen Zolltarifs von 


Franffurter Bank. 

Die Statuten der in Frankfurt a. M. projectirten Bank beflinunen, 
wie die Journale melden: 

Das Grundcapital der Bank beſteht aus 10 Millionen Gulden, ver⸗ 
theilt in 20,000 Actien zu 500 Gulden, welchen nur Dividenden, keine 
Zinscoupons beigegeben find. Die Bank hat die Befugnif, ihr Grundea⸗ 
pital bis auf 20 Millionen zu erhöhen und eine Emiſſion von Noten zu 
dem doppelten Betrag des eingezahlten Capitales der erſten Actien⸗Emiſſion 
und außerdem für den einfachen Betrag des einbezahlten Capitales der wei⸗ 
teren Actien⸗Ausgabe vorzunchmen. Sind alfo 10 Millionen einbezahlt, fo 
dürften 20 Millionen Noten circuliren, find 15 Millionen einbezahlt, fo dürfen 
25 Millionen Noten ausgegeben werden. Die kleinſten Banknoten können auf 
5 Gulden lauten, jedoch iſt deren Zahl bei der erſten Emiſſion auf 2½ PEt. 
der Geſammt⸗Emiſſion vorläufig beſchränkt, die Vermehrung jedoch dem Er⸗ 
meſſen vorbehalten. Das Geſchäft der Bank beſteht in Discontiren, in Be 
lehnung auf Europäiſche Staatspapiere und zinsgarantirte Eiſenbahn⸗Actien 
zu höchſtens zwei Dritteln ihres Tagescourſes, im Ankauf fremder Wechſel, 
in Vorſchüſſen auf Waaren, auch darf ſie den dritten Theil ihres Kapitals 
in Europäiſchen Staatspapieren oder zinsgarantirten Eiſenbahn⸗Actien an⸗ 
legen. Zur Subſcription werden nur hieſige Bürger mittelſt ſchriftlicher, 
notariell beglaubigter Anmeldung zugelaſſen. Vierzehn Tage nach der Sub- 
ſcription erfolgt die erſte Einzahlung von 25 pCt. Erſt dann iſt die Bank 
conſtituirt. Die Actionaire wählen in einer General⸗Verſammlung den 
Bank⸗Ausſchuß von 20 Mitgliedern, dieſer wählt aus ſich den Verwaltungs⸗ 
rath von 7 Perſonen und der Verwaltungsrath die Directoren und ſonſtige 
Beamten. Der Ausſchuß ernennt die Cenſoren. Die Noten haben keinen 
Zwangscours, die Bank löſt fie zu jeder Zeit gegen Silber ein. Für das. 
erſte Jahr während der Einzahlung werden 3 pCt. Zinſen vergütet, ſpäter 
beſtimmt die Generalverſammlung auf Vorſchlag der Direction die Divi⸗ 
dende. Die Bank übernimmt 1 Million Recheneiſcheine, welche ſie dem 
Staat in Noten auszahlt, wofür dieſer 1 Million 3 pCt. Frankfurter Obli⸗ 
gationen hinterlegt, deren Zinſengenuß ihm verbleibt — mit andern Worten, 
die Bank hat dem Staat ein zinsfreies Anlehen von einer Million zu machen. 

Wir behalten uns nähere Beſprechung vor, wenn die officielle Mitthei⸗ 
lung der Statuten uns vorliegt, inzwiſchen bezeichnen wir als eine höchſt 
beklagenswerthe Beſtimmung, daß die neue Bank mit dem beginnen ſoll, was 
der Ruin aller untergegangenen Banken war — mit einem Anleihen an den 
Staat. Vorläufig wird der Umſtand, daß die Anleihen nur den 10 Theil 
des Capitales beträgt, als Entſchuldigung dienen. Es war aber überall der 
Anfang ſolcher Anleihen ein kleiner, und iſt erſt im Laufe der Zeit zu einer 
untergangbringenden Höhe g wachſen. 


Weimarer Bank. 

Bei Mittheilung der Statuten der Bank zu Weimar in Nr. 117 dieſer 
Blätter wurde auf die ungleiche Beurtheilung hingewieſen, welche die Preſſe 
inconſequenterweiſe gleichartigen Unternehmungen zu Theil werden läßt, und 
es wurde getadelt, daß die Berliner Blätter Aufſätze über die Weimarſche 
Bank aufnehmen, welche die Agiotage in deren Actien durch Verheißung 
von Dividenden treiben, über deren Größe jetzt unmöglich irgend Jemand 
etwas wiſſen kann. 

Der „Actionair“, ein neues Frankfurter Blatt, welches wir übrigens 
mit aller Anerkennung begrüßen, giebt einer Erwiederung Raum, welche von 
der gänzlich falſchen Vorausſetzung ausgeht, daß wir gegen die Weimarſche 
Bank polemifiren wollten, während wir nur gegen die Machinationen der 
Agioteurs und gegen die irzcleitenden Argumente derſelben uns ausſprachen. 

Jene Vorausſetzung wird durch den Inhalt unſeres Auffages ſelbſt 
widerlegt und verweiſen wir daher lediglich auf dieſen. 

Einige Punkte der Correſpondenz des „Actionairs“ müſſen wir aber be⸗ 
richtigen. Der eine iſt die Behauptung, „daß der Verfaſſer unſeres Auf⸗ 
ſatzes ſich natürlich angelegen ſein laſſe, bei dem Auszug aus dem Statut 
diejenigen Paragraphen herauszuheben, an denen er das Inſſitat anzugreifen 
gedenkt.“ Dies iſt einfach unwahr. Der Statuten- Auszug ist fo vollſtän⸗ 
dig, wie ein Auszug ſein kann. 1 

Der zweite Punkt if die Angabe, daß in unferem Blatte die Verhei⸗ 
fung einer Dividende von 6¼ pCt. mit einem „Nein!“ abgefertigt wäre. 


— en 


Dieſes Nein ift von uns nicht ausgeſprochen und würde ebenſo gewiſſenlos 
und unzuverläffig fein, wie das Ja. 

Der dritte Punkt iſt der, daß Gegner vorgiebt, die Weimarſche Bank 
„dürfe nicht mit Effecten und Actien ſpeluliren, ſondern nur vorübergehend 
davon ankaufen, wenn ihr ſonſt die Gelegenheit augenblicklich fehlt, Capitalien 
zu beſchäftigen.“ 

Von diefen Beſchrankungen ſteht nichts in den Weimarſchen Statuten. 


Guano. 

Der engliſche Admiral Moresby hat kürzlich eine genaue 
Abſchätzung der Guanolager auf den Chincha⸗Inſeln vorgenommen und 
giebt nun den dort aufgehäuften Vorrath auf 8,600,000 Tonnen an, was 
für den gegenwärtigen Bedarf kaum auf 8 bis 9 Jahre zureichen würde. 
Früher wurde behauptet, daß das Lager über 50,000,000 Tonnen ſci und 
eine halbamtliche Schätzung in dem Journal von Lima verzeichnete im Ja⸗ 
nuar 1852: 18,250,000 Tonnen auf den Chincha⸗Inſeln, 854,086 Zon- 
neu auf den Lobos. Inſeln, 7,921,407 Tonnen auf Chipana ıc. 

Die Schätzung des Admirals Moresby hat zu großen Beſorgniſſen vor 
künftigem Mangel Anlaß gegeben und hat in der That kein anderes Gegen⸗ 
gewicht als die Hoffnung auf Entdeckung neuer Lager. Zu deren Auſſuchung 
ſoll von England aus durch Ausſetzung von Preiſen aufgemuntert werden 
und iſt inzwiſchen die engliſche Flotte in der Südſce mit Nachforſchungen 
beauftragt. Ein baldiger Erfolg wäre um ſo wünſchenswerther, damit Peru 
entbehrlich und für das Monopol gezüchtigt werde, welches es ſich zum Nach⸗ 
theil der Conſumenten angeeignet hat. Guano kann in guter Qualität nur 
von Inſeln und Buchten erhalten werden, wo fiſchfreſſende Vögel lagern 
und es niemals regnet. Der Guano aus den regenloſen Diſtrikten Perus 
konnte durch die Konkurrenz des Guano von der Küſte Patagoniens, von 
der Südküſte Afrikas und von den Inſeln und Klippen Auſtraliens nicht im 
Preiſe gedrückt werden, weil alle dieſe Länder mehr oder weniger Regen ha⸗ 
ben, welcher den wichtigſten Beſtandtheil des Guano, das Amoniak, ihm ent⸗ 
zieht. Eines der beſſeren Lager auf den Ichabol⸗Juſeln an der aftikaniſchen 
Küfte wurde binnen zweier Jahre erſchöpft. Die peruaniſche Regierung be⸗ 
findet ſich alſo wirklich in ziemlich unbeſchränktem Beſitz eines Düngers, deſſen 
Preis allerdings durch den Grad der Nützlichkeit begrenzt, aber vorläufig 
wahrſcheinſich noch vielfach ohne eine genaue Kenntniß dieſes Werthmeſſers 
gewährt wird, um zu Verſuchen zu dienen. Die Peruaniſche Regierung hat 
daher ſchon ſeit längerer Zeit und wie man vermuthet gegen bedeutende Vor⸗ 
ſchüſſe, den Herren Gibbs und Comp. in Liverpool den Verſchleuß dieſes 
Monopol⸗Artikels übertragen und iſt deſſen Preis jo viel uns bekannt, dort 
in der Regel 9 Pfd. Sterl. pr. Tonne. Dieſer Preis, im Detail natürlich 
noch erhöht, ſcheint den engliſchen Landleuten nicht im Verhaltniſſe zum 
Werthe des Düngers zu ſtehen, wenigſtens ergiebt ſich aus den Liſten der 
Einfuhr, daß in den 11 Monaten, bis 5. December, nach Großbritanien 
gelangten: 1851 205,804 1852 118,604 1853 97,578 Tonnen, was 
einer Verminderung des Verbrauches auf weniger als die Hälfte entſpricht. 
Theilweiſe rührt dieſe Verminderung wahrſcheinlich daher, daß im Jahre 
1851 noch eine größere Menge nicht peruaniſchen Düngers zu billigerem Preiſe 
nach England kam und daß der hohe Preis des peruaniſchen zu ungemein 
viel Fälſchungen Anlaß gab, welche den Guano häufig weniger wirkſam für 
die Fruchtbarkeit erſcheinen ließen, als er iſt. Lord Clarendon hat kürzlich 
einer Deputation der Königlichen landwirthſchaftlichen Geſellſchaft, welche Un⸗ 
terhandlungen mit der peruaniſchen Regierung wegen des Guanos wünſchte, 
zwar die Verwendung der Diplomatie zugeſichert, aber gleichzeitig erwähnt, 
wie ſalpeterſaures Soda aus Mexico und die vielen tauſend Tonnen Fiſche, 
welche jährlich in Newfoundland weggeworfen werden für Guano Erſatz bie⸗ 
ten können. Vielleicht giebt es dabei auch für die deutſche Rhe⸗ 
derei zu thun? 


Rent ee 
ve Verluſt von Papieren au porleur. 

J. in Frankfurt war als Actionair bei der Gefellfchaft für Rhein⸗ und 
Mainſchifffahrt betheiligt, hatte jedoch feine Actie nicht auf feinen Namen 
ſchreiben laſſen. — Als ditſelbe ihm ſpäter ſammt Coupons geſtohlen und 
ein Antrag auf Amortiſation, als nach Frankfurter Recht unſtatthaft, abge⸗ 
ſchlagen worden war, erhob er gegen die Geſellſchaft, welche die Auszahlung 
der fälligen Dividende verweigerte, Klage, indem er ſich eventuell erbot, eine 
caulio defensum iri (d. h. Sicherheit wegen aller etwaigen Anſprüche 
Dritter aus der fraglichen Actie) zu leiſten. Die beklagte Geſellſchaft erkannte 
den Kläger als urſprünglichen Actionair an, beſtritt auch nicht, daß demſel⸗ 
ben die Actie nebft Coupons geſtohlen fi, die Klage wurde aber dennoch von 
beiden Inſtanzen der Frankfurter Gerichte und auf weitere Appellation vom 
Oberappellationsgericht zu Lübeck abgewieſen. 

In den Entſcheidungsgründen der höchſten Inſtanz wird zur Begrün⸗ 
dung Folgendes angeführt 
„Die Dividendenſcheine der Actien der beklagten Geſellſchaft lauten le⸗ 
diglich auf den Inhaber. Da nun Kläger ſich außer Stande befindet, die 
ſelben auszuliefern, und die nachgeſuchte Amortiſation ihm abgeſchlagen fl 
ſo ift es klar, daß er jedenfalls nicht ohne Weiteres auf Auszahlung 
der Dividende klagen kann. Aber auch unter Erbieten zur cautio defen- 
sum iri iſt der Antrag unſtatthaft. Bekanntlich giebt es über die recht⸗ 
liche Natur der auf den Inhaber lautenden Papiere verſchiedene Anſichten, 
die im Weſentlichen darin beſtehen, daß, während Einige die Forderung 
ſelbſt an den Beſitz des Papiers binden, Andere dieſen Befig nur als Ber 
dingung der Ausübung der Forderung auffaſſen. Wäre die erſtere An⸗ 
ſicht die richtige, ſo könnte über den Ungrund des klägeriſchen Verlangens 
gar kein Zweifel herrſchen, da dann dem Kläger überhaupt gar keine Forde⸗ 
rung zuſtände, die Geſellſchaft alſo unmöglich gezwungen werden könnte, eine 
höchſtens ſpäter einmal möglich werdende Forderung auch nur gegen Caution 
auszuzahlen. Zu dem gleichen Reſultate gelangt man aber, wenn man der zwei, 
ten an ſich wohl für richtiger zu erachtenden Anſicht folgt. 
danach auch durch die Seitens der Geſellſchaft geſchehene Anerkennung des 
Klägers als urſprünglichen Actienairs und die Einräumung des Diebſtahl⸗ 
ein vom Beſitze des Papiers unabhängiges Forderungsrecht des Klä⸗ 
gers anzunehmen iſt, fo wird doch von der Ausübung dieſes Rechtes nut 
dann die Rede ſein können, wenn es dem Kläger gelingen ſollte, einem ſich 
ſpäter einmal meldenden Inhaber der Coupons dieſelben abzuſtreiten, wa 
nur möglich ſein würde, wenn letzterer ſie unredlich oder ganz unentgeltlich 
erworben hätte. *) Durch das Erbieten zur caulio Jefensum iri abel 
wird die Ausübung nicht ermöglicht, denn das gemeine Recht flatuirt bie! 
Caution nur bei an ſich ſchon klagbaren Anſprüchen, und geftattet nicht, daß 
ein von vorn herein nicht klagbares Recht lediglich durch ſolche Cautionsbe⸗ 
ſtelung klagbar werde. Eine dem entgegenſtehende Beſtimmung kam 
auch nicht, wie Kläger gemeint hat, in der Frankfurter Wechſelordnung ge 
ſehen werden, wenn dieſelbe bei verlorenen Wechſeln ein Recht auf Zahlung 
gegen Caution geſtattet, denn ſie ſetzt bei dieſer Beſtimmung Anerkennung 
der Schuld Seitens des Ausſtellers oder Acceptanten, oder ſonſtigen Bewei 
derſelben voraus und überdies beſtimmt die Allgemeine deutſche Wechfelord! 
nung (F. 73), daß der Eigenthümer eines abhanden gekommenen Wechſel⸗ 
erſt nach Einleitung eines Amortiſationsverfahrens Zahlung gegen Cautiol 
fordern kann. Mithin giebt auch die analoge Anwendung der bei Mechfell 
geltenden Rechtsſätze keine andere Beurtheilung dieſer Frage an die Hand.“ 

Das Oberappellationsgericht ſchließt feine, hier nur auszüglich mitge! 
theilten Entſcheidungsgründe mit den Worten: „Allerdings iſt das Nefultal 
dieſer Entſcheidung für den Kläger ein hartes. Allein wenn dies gleich ein 
Aenderung der betreffenden Legislation wünſchen läßt, fo vermochte di 
bloße Undbilligkeit doch keine Entſcheidung zu rechtfertigen, welche in dem bF 
ſtehenden Rechte keine Stütze findet.“ 


— 


Perſicherungsweſen. 


Sparkaſſen⸗Geſellſchaften auf Actien. 

Solche Inſtitute find kürzlich in beredter Weiſe durch eine Brochüre“) 
des Herren Regierungsrathes Carl Julius Bergius in Vorſchlag gebracht 
worden. 

Der wohlmeinende Grundgedanke bei dieſem Vorſchlage ſcheint der zu 
ſein, durch Verwendung kleinſter Sparcapitalien in Bankgeſchäften; für die⸗ 
ſelben einen höheren Zinsfuß zu erreichen, als die Sparkaſſen ohne ſolche 
Induſtrie gewähren können, und Gelegenheit zu bieten, kleine Capitalien 
durch gegenſeitige Beerbung der Einleger, zu größeren heranzuziehen. 

Zur Erreichung dieſes Zweckes ſoll für jeden Thaler Einzahlung 
ein Thaler Schuldſchein A., der 4¼ pCt, Zinſen trägt und eine Woche 
nach erfolgter Kündigung an den Inhaber rückzahlbar iſt, gewährt werden, 
und es ſollen Zahlungen von 5 bis 200 Thaler gegen Schuldſcheine B. 
gleichen Betrages angenommen werden, welche nach ein bis 10 Jahren flets 
an den Einleger perſönlich, nicht aber an deſſen Erben, zurückbezahlt werden, 


*) „Vorſchlag zur Bildung von Sparkaſſen auf Actien.“ Breslau, 1854. 
Verlag der A. Goſohorskyſchen Buchhandlung. 


nach einer Erbſchaftsſkala, welche unter zu Grundelegung von 31/, po 
Zinſen und einer nach Finlaiſon, Kerſeboom und Departcieur combinirr® 
Sterblichkeitstafel berechnet iſt. — 

Es würde z. B. nach der erſten Methode für einen im Jahre 1854 eil, 
gelegten Thaler ein Schein gegeben und derſelbe nach Kündigung an del 
Inhaber gezahlt werden: ’ 
in den Jahren 1856 1857 1858 

mit 1 Thlr.; Sgr. 5 Pf. 1 Thlr. 2 Sgr. 10 f 1 Thlr. 4 Sgr. 4 N 
5 


in den Jahren 1859 
1 Thlr. 6 Sgr. 1 Pf. 1 Thlr. 7 Sgr. 7 Pf. 
Es würde nach der 2ten Methode, wer 1839 geboren iſt und 185% 
alſo 15 Jahre alt, 5 Thlr. einbezahlt 1862 (nach ! Jahren) 6 Thlr. 23 Spt 


2 


Denn, wenn 


* 


7 
7 


4 Pf. oder 1864 (nach 9 Jahren) 7 Thlr 12 Sgr. 8 Pf. erheben könne, ’ 


*) So nach Fraukfurter Recht. — Dem Falle wird gleich zu achten fi 
wenn er wirkliche Vernichtung der Papiere nachweiſen kann, weil dann ng 
Frankfurter Recht die Amortiſation stattfindet; ebenfo wenn feit Fälligkeit de 
einzelnen Dividenden die gemeinrechtliche Verjährungsfriſt abgelaufen ift. 


* 
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Wer 1854 geboren iſt und für wen im gleichen Jahre 200 Thaler ein⸗ 


bezahlt worden, kann 1859 (nach 4 Jahren) 288 Thlr. 26 Sgr. 8 Pf. 


oder 1865 (nach 10 Jahren) 383 Thlr. 26 Sgr. 4 Pf. erheben. 


Ueber die Nüßlichkeit beider Einrichtungen für die Sparenden iſt wohl 
kein Zweifel, ſie beſtehen in anderer Form ſchon ziemlich ähnlich. Für den 
Vortheil, welchen die Attionaire dabei finden können, iſt die wichtigſte Aus⸗ 
cht die, daß die Sterblichkeitstafel fo berechnet iſt, daß die Wahrſcheinlich⸗ 
zeit zu Gunſten der Anſtalt läuft und daß kleine Schreibgebühren die Un- 
koſten decken. 

Der Vergleich mit der Wiener Capitalien⸗ und Renten⸗Verſicher ungs⸗ 
Anſtalt ergiebt z. B. daß Einlagen ſich vermehren wie folgt: 
Alter des Einlegers Zuwachs binnen 10 Jahren. 


in Wien bei Bergius. 

1 95 pCt. 92% PCt. 
10 59 „, 53 17 
20 65 u 66%, u 
30 68 „ 10 1 


In Wien kann jedoch nicht, wie bei dem vorliegenden Projekt, das ein⸗ 
5 0 Capital nach einem Jahre ſtets mit dem Zuwachs zurückgezogen 

erden. 

Der Zinsfuß von 4%, pCt. für die Thaler⸗Einlagen iſt ungewöhnlich 
hoch, verſchiedene Klauſeln, z. B. Einkaſſirung des Thalerſcheines binnen 6 
Jahren, 1 Sgr. Schreibgebühr ꝛc., werden jedoch von dem Herrn Propo⸗ 
nenten als Neben⸗Erträgniſſe in Anſchlag gebracht, welche die Zahlung 
von 4% pCt. erleichtern ſollen. Gerade dieſe Kläuſeln find aber der ſchwächſte 
Theil des Vorſchlages. Warum darauf dringen, daß binnen 6 Jahren der 
Betrag der Schuldſcheine A und binnen 11 Jahren der der Schuldſcheine 
B. zurückgefordert werde, während das dafür zurückbezahlte Geld doch augen⸗ 
blicklich wieder in Schuldſcheinen angelegt werden darf? Warum die Ein⸗ 
leger zwingen, der Anſtalt Arbeit und Unkoſten durch Einreichung der alten 


und durch Forderung neuer Scheine zu veranlaſſen? Es ſcheint kein ande. 


* 


. 


rer Grund als eben die Spekulation auf den Profit durch Verjährung vor⸗ 
handen und eben dies iſt, was wir nicht billigen können, da ſich die Au⸗ 
ſtalt verbindlich macht, während 6 Jahren die Scheine A mit den darauf 
laufenden Zinſen und die Schuldſcheine B nach einer feſten Erb⸗ 
ſchafts⸗ Skala während 11 Jahren einzulöſen, die Verjährungs⸗ 
ſriſt aber vom Ausſiellungstage des Scheines an gerechnet wird, 
ſo iſt dieſe, genau betrachtet, nur zwölf Monate. Verjährung iſt 
überhaupt keine Gerechtigkeit ſondern nur ein Uſus des poſikiven Rechtes, 
welches bekanntermaßen aus Gründen ſocialer Convenienz und menſchlicher 
Unvollkommenheit oft ſehr ungerecht iſt. Wir finden daher, daß die Verjähr⸗ 
rungsfriſt von nur 12 Monaten bei der proponirten Anſtalt eine unnöthige 
88 iſt, wir glauben, daß eine Speculation auf ſolcher Grundlage aus dem 
ntwurfe, entfernt aber auch ein anderes Mittel zur Sicherung der Renta⸗ 
bilität gefunden werden muß. Es iſt wahr, daß Banken, deren Geſchäfte 
mit den Fonds der Anſtalt gemacht werden ſollen, häufig höhere Dividenden 
als 4% pCt. bezahlen, der Hauptgrund liegt aber dann gewöhnlich darin, 
daß ſie die Depoſiten nur gering oder gar nicht verzinſen und durch Aus⸗ 
gabe von unverzinslichen Noten über ein großes unverzinsliches Capital dis⸗ 
poniren, Bedingungen welche im vorliegenden Falle ſämmtlich fehlen. 

Für die Rentabilität liegt die einzige größere Chance in der Ausgabe der 
von uns mit B bezeichneten Schuldſcheine. Es iſt dabei aber zu bedenken, 
ob dieſelben außer für kleine Kinder überhaupt werden gekauft werden, wenn, 
wie die Berechnung zeigt, die projektirte Anſtalt Perſonen zweſchen vom 
böten und 20ten Jahre größeren Vortheil in den Scheinen A darbietet, dieſe 
letzteren an die Erben ausbezahlt werden, während die Scheine B mit dem 
Tode des Einlegers erlöſchen. 


Es werden z. B. für die Thaler⸗Schuldſcheine A, welche Ende Decem⸗ 
ber 1854 ausgegeben werden, ſchon Anfang 1860 1 Thlr. 7 Sgr. 7 Pf., 
für 5 Thalerſcheine alſo 6 Thlr. 7 Sgr. 11 Pf. von der Anftalt dem Ein- 
leger oder ſeinen Erben bezahlt, während 5 Thaler in Scheinen B angelegt, 
wenn der, für welchen die Einlage erfolgt, zur Zeit der Einlage 10 Jahre 
alt iſt, nach 5 Jahren im günſtigſten Falle d. h. wenn der Betreffende noch 
lebt, nur 6 Thlr. 4 Sgr. 3 Pf. werth find. Nimmt man an, daß nach Ab⸗ 
auf der erſten 5 Jahre der Befiger der Scheine A dieſelben ſtatutenmäßig 
mit 6 Thlr. 7 Sgr. 11 Pf. einzieht und 6 Thaler davon abermals in 
Thalerſcheinen anlegt, fo hat er oder feine Erben nach weiteren 5 Jahren 
. hir 15 Sgr. 6 Pf., für dieſe 6 Thlr. mit dem Reſt von 7 Sgr. 11 
Dr, alſo 7 Thlr. 23 Sgr. 5 Pf., während die Erbſchaftsſkala nach Ab- 
40 von 10 Jahren einem 10 Jahr alten Einleger nur 7 Thlr. 18 Sgr. 
rh für 5 Thlr. gewährt, ohne Anſpruch für die Erben, wenn er früher 


Es ſcheint uns daher, eben weil wir die Grundidee des Bergius ſchen 
Vorſchlags als äußerſt ieee anerkennen, bei der Ausführung die 
Rental des Entwurfes dahin nöthig, daß Schulſcheine A, nur als eine 
de und Aufmunterung zur Erwerbung von Schuldſcheinen B., d. h. 
aur Erſparung der erſten 5 Thaler betrachtet, daher von denſelben in keinem 
Nr Mehr als 4 Thaler auf ein und denſeiben Namen ausgegeben werden 
ten. Es ſcheint uns, daß auch bei den Scheinen A. die Rückzahlung 


nicht auf den Inhaber ausgedehnt, ſondern nur auf den, zu deſſen Gunſten 
die Einlage ſtattfindet, beſchrankt werden müßte. Es könnten dann die 
Schreibgebühren wegfallen, die Verjährungsfriſten verlängert werden, der Zu⸗ 
wachs würde nicht 4% pCt. Zinſen, ſondern Erbſchaftsrente fein, wie der 
Zuwachs bei den Schuldſcheinen B., die Rentabilität des Unternehmens 
wäre außer allem Zweifel! 


Es hat die Gothaer Lebensverſicherungs⸗Bank bekanntlich ihr Haupt⸗ 
geſchäft in Preußen. Die Zahl der daſelbſt verſicherten Perſonen und die 
Summe der betreffenden Kapitalien wird bekanntlich von ihr nicht veröffent- 
licht. Da ſie jedoch grundſätzlich ihre Ausleihen vorzugsweiſe da bewirkt, 
wo die dazu nöthigen Summen aus den Beiträgen ihrer Mitglieder zuſam⸗ 
menfließen, fo bietet nachfolgendes Verzeichniß dieſer Ausleihen einen Anhalt- 
punkt. Da die Summe derſelben 1852 4,615,026 Thlr, der ganze Bank⸗ 
fond aber 6,906,331 Thlr. betrug, fo ſcheint etwa / des Geſchäfts jener 
Anſtalt in Preußen gemacht zu ſein, die Ausleihen waren in 


Oſtpreußen auf Landgüteruuͤ 75,800 
„ ſtädtiſche Beſitzungen 3,000 78,800 Thlr. 

Weſtpreußen auf Landgüter 448,630 „ 
Poſen auf Landgüter. 246,000 

in Poſenſche Pfandbriefe 46,00 292,000 „ 
Pommern auf Landgüter und Ländereien. 747,050 

in Pommerſchen Pfandbriefen -- — 26,000 773,050 „ 
Brandenburg auf Landgüter und Ländereien. 787,025 

auf ſtädtiſche Beſizungen 8 103,800 

in Gemeinde vermögen . 9,000, 

in Kur⸗ und Neumärkiſchen Pfandbriefen 14,000 913,825 „ 
Sachſen auf Landgüte nnn. 1,194,856 

in Rentenbrie feen. 9,000 1,203,856 ü 
Schleſien auf Landgüter und Ländereien. 803,065 

auf ſtädtiſche Beſitzunge n 44,800 

in ſchleſtſchen Rentenbriefnnnn l 7,000 854,865 „ 
Rheinland und Weſtphalen auf Landgüter. 50,000 „ 


iin 


Trieſt. Fünfzahnter Rechnungs⸗Abſchluß der Riunione Adriatica di 
Sicurta in Trieſt. Die Unternehmungen vom 1. Juli 1852 bis 30. Juni 
1853 umfaſſend. 

Conventions⸗Münze. 
fl. kr. kr. 

Prämien⸗Uebertrag vom XIV, Rech⸗ 

nungs⸗Abſchluſſe für noch nicht ver⸗ 
fallene Verſicherungen 
Zurückgehaltene Summe vom XIV. Rech⸗ 
nungs⸗Abſchluſſe für darin vorgekom⸗ 
mene, aber nicht liquidirte Schäden 
Prämien für Verſicherungen beweglicher 
und unbeweglicher Gegenſtände, ſo wie 
reiſender Güter gegen Feuer⸗ und 
ſonſtige Elementar⸗Schäden, von der 
Direction in Trieſt und ſämmtlichen 
Agentſchaften auf den Total⸗Betrag 
von 378,621,741 fl. 58kr. übernommen 
Ertrag aus dem Umſatze der Fonds 


Total⸗ Summe u 
4 Hiervon ab: 
Für Prämien noch nicht verfallener 
E Verſicherungen, rein von den dafür 
entrichteten Proviſionen, Vergütun⸗ 
gen und Rückverſicherunge n .ꝑ 


bleiben 

Hiervon ſind ferner abzuziehen: 
Geſammt⸗Betrag der, nach Abzug des 
Geretteten an 2,959 Berficherte be⸗ 
zahlten, zu Laſten der Geſellſchaft 
erwieſenen Schäden 
weniger: der von den Rückverſicherern 
bezogene Antheil 


1909, 484 7 
45,459 19 


n 3.325,83 26 


1,522,782 — 


1,803,051 26 


1,208,162 50 
407,803 53 


eee eee 


800,358 57 


N 117,718 36 
Proviſionen auf den eingehobenen Prä- 


...182,812 17 


Zinfen für die Actien mit 30 pCt. Einlage 
Den Actionairen auf dem Reſervefond 
zu zahlenden Intereſſennnnn . Pr 


9,50 — 


1,650,777 29 


wodurch ſich ein Brutto: 


ag ergiebt voeonn „ 152,273 57 
von welchem noch weiters abzu⸗ 
ziehen find: 5 
Die dem Reſervefond gehörenden 20 P Ci. 30,455 20 
Gebühren der Direck on.. 21,518 37 
e 51,773 57 
und bleibt ſomit ein reiner Nutzen vn nns 100,500 — 


die vertheilt unter 2000 Actien, für 
eine jede 50 fl. 15 kr. abwerfen. 


Der Reſervefond betrug nach dem XIV. 


Geſchäfts⸗ Ausweis vom 1. Juli 1838 dis 30. Juni 1853. 


Verſicherte 1 Bezahlte Dividende für 

Jahr Summen Prämien Schäden jede Actie 
1838/39 35,479,758 125,425 06 9,748 38 21 15 
39/40 92,987,632 373,221 06 195,477 28 15 15 
40/41 138,807,026 576,966 04 285,767 24 16 08 
41/42 169,208,714 740,294 38 376,528 01 20 10 
42/43 200,254,185 936,882 30 495,292 54 25 25 
43/44 224,369,793 1,050,046 58 634,645 56 20 30 
44,45 208,129,902 961,723 09 567,107 16 30 20 
45/46 238,033,636 1122871 54 767,397 47 15 45 
46/47 256,922,989 1,251,563 47 851,942 52 26 20 
47/48 260,539,547 1,238,886 25 916,306 36 — — 
48/49 193,851,238 767,787 20 785,928 11 12 45 
49/50 259,649,497 1,140,170 13 651,271 21 26 40 
50/51 296,933,964 1,419,655 14 821,736 22 31 — 
51/52 348,595,142 1,695,959 32 888,898 22 1 
52753 378,621,741 1,909,484 07 1,208,162 50 55 — 
9,456,211 58 366 33 


3,302,384,764 15,310,938 03 


Rechnungs⸗Abſchluſſ m 241,870 15 
dem noch anzufügen find: 
Bei begebenen Ketien gewonnenes Auf⸗ 
geld 4.022 — 
Der Rückhalt vom Nutzen des gegen⸗ 
wärtigen Abſchluſſes. 30,455 20 
So daß am 30. Juni 1853 der Reſer⸗ 
276,347 35 


vefond beträgt.. 


Anz 


1. Januar 1854 in Wirkſamkeit tretenden 


— 


e i 
Alphabetiſch geordnetes Nachſchlagebuch und vollſtändiges alphabetiſches Waaren-Verzeichniß zu 


e n. 


allgemeinen 


öſterreichiſchen 


Zolltarif 


für die Ein⸗, Aus⸗ und Durchfuhr, 
daun für den Zwiſchenverkehr mit den Jollvereinsſtaaten, Modena, Parma und Liechtenſtein, 


nebſt vielen 


Tabelle zur 


20 Bogen. 


Festgeschenke,] Für Naufleute [Für Zöglinge des Handels. 


L. Rothſchilds Taſchenbuch für Kaufleute, 


insbeſondere für Zöglinge des Handels, das Ganze der Handelswif⸗ 
ſenſchaft in gedrängter Darſtellung enthaltend. Vierte umgearbeitete 
und vermehrte Auflage. 
Herausgegeben von Ludwig Fort. 
Inhalts⸗Ueberſicht. 

Ueber den Handel und die Arten des⸗ und des Handels. — Die kaufmänniſche 
ſelben. — Das Nöthigſte von der Waaren⸗ Correſpondenz und andere ſchriftliche 
kunde. — Munz⸗, Maaß⸗ und Gewicht⸗Comptoirar beiten. — Kaufmänniſche Re 
kunde nebſt vergleichenden Tabellen. — chenkunſt. — Einfache und doppelte Buch⸗ 
Handels geographie. — Ueber Wechſel, haltung. — Kaufmänniſche Terminologie. 
Anweifungen. — Staatspapiere und Ac⸗ — Alphabetiſche Ueberſicht der Haupt⸗ und 
tien. — Beförderungsmittel des Verkehrs Handelsplätze der Welt. 

25 Bogen. Preis geheftet Thlr. 1¼ — fl. 2. 24. 
In elegantem engliſchen Einbande Thlr. 1% — fl. 3.— 

Es ſoll dieſes Buch ein Vademecum für jeden Kaufmann ſein; für den 
ftrebfamen Jünger des Handelsſandes ein Leitfaden für das geſchaftliche Leben; 
den ſelbſt ändigen und erfahrenen Kaufmann als ein Wegweiser bei ſo mancher⸗ 
lei Borkommniſſen des Verkehrs dienen, bei denen die Praxis allein nicht aus⸗ 
reicht, und wo Kenntniſſe, die nicht ein Jeglicher zu erwerben Gelegenheit hatte, 
vorausgeſetzt werden. 

Damit man ein richtiges Urtheil über die Reichhaltigkeit des Werkes gewinne, 
fügten wir oben ſtatt weiterer Worte eine Angabe ſeines Inhalts bei, 

Eine zweite Ausgabe dieſes Buches erſchien unter dem Zitel der „Oeſter⸗ 
reichiſche Kaufmann“ gleichfalls durchgeſehen von L. Fort und koſtet voll⸗ 
ſtändig elegant geh. fl. 2. 40 Er. In * engliſchen Einband 

fl. 3. 15 Tr. C. 


Verlag von Otto Spamer in Leipzig und zu beziehen 
durch alle Buchhandlungen Deutſchlands, Oeſterreichs, der 
Schweiz x. 


— + Au BF ie > 
Nachricht für Seefahrer, 
Leuchtfeuer auf Cap Prior. 

(Atlant. Ocean. Küfte von Galizien, Provinz Coruna.) 

Bom 1. März d. J. an wird von Sonnenuntergang bis Sonnenaufgang 
jede Nacht ein neues, auf dem nördlichen Abhange des Capg Prior errichtetes 
Leuchtfeuer brennen. Daſſelbe liegt auf 430 33° 40” N. Breite und 20 6° 52“ 
W. Länge von Cadix, und beſteht aus einem Apparate dritter katadioptriſcher 
Ordnung mit feſtem Feuer. Die Föhe des Breunpunktes deſſelben über den 
Meeresſpiegel beträgt 136,5 Metres (489,87 ſpan. Fuß), beſchreibt eine Tangente 
von 24 Seemeilen, ſo daß das Feuer, je nach der Beſchaffenheit der Atmos⸗ 
phäre und dem Standpunkte des Beobachters, faſt 15 Seemeilen weit ſichtbar 
ſein wird. 

Vorſtehende vom hieſigen Königlich Spaniſchen Sontulaie mitgetheilte Be⸗ 
kanntmachung wird hierdurch zur öffentlichen Kunde gebracht. 

Bremen, den 23. Januar 1854. 
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Ueberſichtstabellen, einer alphabetiſch⸗geordneten Verzehrungsſteuertabelle und einer 


Bemeſſung de 


Preis 28 Nor. 


Agiozuſchlages. 


Fleinrich Hübner in Leipzig. 
An der öffentlichen Handels⸗Lehrauſtalt 
zu Leipzig 


beginnt am 19. April d. J. ein neuer Lehrcürſus in der II. Abtheilung (höhere! 
Curſus) und werden demzufolge die Anmeldungen zur Aufnahme neuer Zöglings 
hierdurch erbeten. Das für den Eintritt erforderliche Alter ift vom 14.—16. 
Lebensjahre, ausgerüſtet mit einer Vorbildung, welche den Anforderungen ent 
ſpricht, die Seitens der Lehranſtalt geſtellt find, um in die 3. Claſſe aufgenom⸗ 
men werden zu können. Zeigen ſich jedoch nach erfolgter Prüfung die Vor⸗ 
kenntniſſe nicht genügend, fo tritt der Zögling in die Vorbereitungsclaſſe, deren Errich 
tung vor 6 Monaten ſtattfand und welche den Zweck hat, das Mangelnde moglich 
raſch zu erſetzen und zugleich einer Ueberfüllung der 3. Claſſe bei der fo ſehr ge 
ſteigerten Frequenz vorzubeugen. Die Lehranſtalt, bekannterweiſe ein weltbürger 
liches Inſtitut, ſchließt in ihren Räumen Jünglinge von allen Nationen der Erd 
ein und trägt, was diefen höhern Curſus betrifft, durchaus keinen localen Cha⸗ 
rakter. Daher rührt denn auch das heterogene Verhältniß in der wiſſenſchaft⸗ 
lichen Stellung der Zöglinge, welche eintreten und für dieſe hat die Vorberel 
tungsclaſſe ſchon in der kurzen Zeit ihres Beſtehens den weſentlichen Nuten 
bewährt, den man ſich von derſelben verſprach. 
Die Regulative der Lehranſtalt liegen bei dem Unterzeichneten zur Dispoſition, 


Leipzig, den 1. Februar 1854. 9 
Dr. Steinhaus, 


Director. 
Deutſches Wechſelrecht. 
In der Verlagsbuchhandlung von Bernhard Tauchnitz in Leipzid 
ift erſchienen und durch alle Buchhandlungen zu beziehen: 
Ar ch i v 


Veutſches Wechſelrecht, 


herausgegeben 


von 
Eduard Siebenhaar und Theodor Tauchnitz. 
K. S. Oberappellationsrath „Rechtsconſulent. 
Drei Bände in zwölf Heften. 
Jeder Band 2%; Thlr.; jedes Heft ½ Thlr. 

Die Aufgabe dieſer Zeitſchrift iſt: die Fortbildung des deutſchen Wechf@’ 
rechts zu fördern und eat über die Auslegung deſſelben, wie fie durch dit 
Behörden der verſchiedenen deutſchen Staaten erfolgt, zu geben. Es wird dieb 
theils durch Abbandlungen gediegener Männer, theils durch Mittheilung zahl 
reicher wichtiger Präjudizien erreicht. — Den erſchienenen Drei Banden ıfl ein 
ſorgfältig gearbeitetes alphabetiſches Sachregiſter beigegeben, ſo daß dieſelben als 
ein bequemes Handbuch der neueren Wechſelrechtspaxis dienen können. Von den 
Archive erſcheinen auch ferner jährlich drei bis vier Hefte. 

Zu verkaufen. Mala u- Weintrauben bei Fäſſern und einzelne 
kpden, Catichos- und Desert- Rosinen, Datteln, Krackmandeig 
Chinois, trocknen und ſehr hellen zarten cand. ostindischen Ing 
ber. ſchone Suecade und Orang e-Schaalen, Hamburger W 
Brustbenbons, Chocolat des bames, Chocolade pr 
und Nougat, feine Tondars-Früchte und alle Sorten englische? 
Fruchtbonbons. Diedr. Tegeler. 


Die Handelskammer. 


B —— . — 
Druck von C. Schünemann. 


